Preußiſche Geſetz ammlung 


1925 Ausgegeben zu Berlin, den 9. Oktober 1925 Nr. 29 


It: Wahlgeſetz für die Provinziallandtage und Kreistage, S. 123. — Geſetz zur Vereinfachung der Verwaltung der 
Inha Hohenzollernſchen Lande, S. 132. — Verordnung über Verſorgungsbezüge der Schutzpolizei, S. 133. — Verordnung, 
betreffend die Wiederherſtellung abhanden gekommener Grundbuchblätter des Amtsgerichts in Wehlau, S. 133. — Bekan ntmachung 
über Außerkraftſetzung der Verordnung vom 20. September 1925, S. 134. — Bekanntmachung der nach dem Geſetze vom 
10. April 1872 durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichten Erlaſſe, Urkunden uſw., S. 184. 


(Nr. 13009.) Wahlgeſetz für die Provinziallandtage und Kreistage. Vom 7. Oktober 1925. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


91. 
Dieſes Geſetz regelt das Verfahren für die Wahlen zu den Provinziallandtagen und Kreis- 
tagen ſowie für die von dieſen Vertretungskörperſchaften vorzunehmenden Wahlen. 


9 2. 

Die Vorſchriften dieſes Geſetzes über Provinziallandtage und Provinzialausſchüſſe finden auf 
die Kommunallandtage und die Landesausſchüſſe der Bezirksverbände Caſſel und Wiesbaden und 
des Landeskommunalverbandes der Hohenzollernſchen Lande entſprechende Anwendung, ſoweit nicht 
in dieſem Geſetz Abweichendes beſtimmt iſt. 


Erſter Teil. 
Provinziallandtage. 
Erſter Abſchnitt. 
Provinziallandtagsabgeordnete. 
i 9 3. 
() Die Zahl der Provinziallandtagsabgeordneten iſt auf Grund der Einwohnerzahl nach 
folgenden Grundſätzen feſtzuſetzen: 
In jeder Provinz entfällt 
innerhalb der 1. und 2. Million Einwohner ein Abgeordneter 


auf eine Vollzahl von Jen een nen 25000 Einwohnern, 
innerhalb der 3. Million Einwohner ein Abgeordneter auf eine 

Vollzahl von ee 35000 Einwohnern, 
innerhalb der 4. Million Einwohner ein Abgeordneter auf eine 

r ͥͤr˙??˙ ee 3 50000 Einwohnern, 
innerhalb der 5. Million Einwohner ein Abgeordneter auf eine 

Vollzahr ff))! 88 75000 Einwohnern, 
innerhalb der 6. Million und der folgenden Millionen Einwohner 

ein Abgeordneter auf eine Vollzahl von jinf·· ...... 100000 Einwohnern. 


(2) Die Zahl der Provinziallandtagsabgeordneten beträgt jedoch mindeſtens 30. 
(3) Der Provinziallandtag der Provinz Heſſen⸗Naſſau beſteht aus den Abgeordneten zu den 
Kommunallandtagen der Bezirksverbände Caſſel und Wiesbaden. e 


(4) Die Jahl der Abgeordneten des Kommunallandtages der Hohenzollernſchen Lande beträgt 24. 
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„ 1) ner 


(5) Die Zahl der Provinziallandtagsabgeordneten wird vor jeder Neuwahl durch den Pro- 
vinzialausſchuß auf Grund der jeweils letzten amtlichen Volkszählung feſtgeſetzt. Der Miniſter des 
Innern beſtimmt, daß, ſolange das endgültige Ergebnis der amtlichen Volkszählung nicht feſtſteht, 
eine vorläufige Feſtſtellung zugrunde gelegt wird. 

(6) Eine Veränderung der Zahl der i ee tritt erſt bei der nächſten 
Neuwahl des Provinziallandtags in Wirkung. 


S 4. 

Die Provinziallandtagsabgeordneten ſtimmen nach ihrer freien, nur durch die Rückſicht auf 

das gemeine Wohl beſtimmten Überzeugung. Sie ſind nicht gebunden an Verpflichtungen, durch 
welche die Freiheit der Abſtimmung beſchränkt wird. 


98 5. 

Durch Beſchluß des Provinziallandtags kann beſtimmt werden, daß den Provinziallandtags⸗ 
abgeordneten die notwendigen Barauslagen und der nachweislich entgangene Arbeitsverdienſt bis zu 
beſtimmter Höhe erſetzt werden. An Stelle des Erſatzes kann ein N Pauſchſatz gewährt 

werden. 


§ 6. 
() Die Provinziallandtagsabgeordneten werden von den wahlberechtigten Einwohnern der 
Provinz auf vier Jahre gewählt. 
(2) Der Wahltag muß ein Sonntag oder öffentlicher Ruhetag ſein. Er wird vom Staats⸗ 
miniſterium beſtimmt. Die regelmäßigen Neuwahlen finden vor Ablauf der Wahlzeit ftatt. 


(3) Die ausſcheidenden eee bleiben bis zur amtlichen Bekannt- 
machung des Wahlergebniſſes in Tätigkeit. 


Zweiter Abſchnitt. 
Wahlberechtigung und Wählbarkeit. 
5 

(1) Alle über 20 Jahre alten reichsdeutſchen Männer und Frauen, die ihren Wohnſitz im 
Gebiete der Provinz haben, ſind wahlberechtigt und nach Vollendung des 25. Lebensjahres wählbar. 
Jar die Vorausſetzung der Wahlberechtigung und der Wählbarkeit iſt der Wahltag maßgebend. 

(e) Wahlberechtigt und wählbar iſt nicht: 

1. wer entmündigt iſt oder unter vorläufiger Vormundſchaft oder wegen geiſtiger Gebrechen 
unter Pflegſchaft ſteht; 
2. wer die bürgerlichen Ehrenrechte nicht beſitzt. 

(3) Die Ausübung der Wahlberechtigung ruht für die Soldaten während der Dauer der 
Zugehörigkeit zur Wehrmacht. 

(1) Behindert in der Ausübung ihres Wahlrechts find Perſonen, die wegen Geiſteskrankheit 
oder Geiſtesſchwäche in einer Heil- oder Pflegeanſtalt untergebracht find, ferner Straf- und Unter⸗ 
ſuchungsgefangene ſowie Perſonen, die infolge gerichtlicher oder polizeilicher Anordnung in Ver⸗ 
wahrung gehalten werden. Ausgenommen ſind Perſonen, die ſich aus politiſchen Gründen in 
Schutzhaft befinden. 

6) Wahlberechtigung und Wählbarkeit gehen verloren, wenn eine ihrer Vorausſetzungen wegfällt. 


8 8. 
(1) Zur Ausübung des Wahlrechts iſt die Eintragung in die rechtsgültig feſtgeſtellte Wähler⸗ 
liſte oder die Erteilung eines Wahlſcheins erforderlich. 
)) Für die Rechtsgültigkeit der Stimmabgabe iſt allein die Eintragung in die Wählerliſte 
oder der Beſitz eines Wahlſcheins maßgebend. 


(e) In die Wählerliſte iſt einzutragen, wer am Wahltage gemäß § 7 wahlberechtigt iſt. Die 
Wählerliſte ift in den Jahren, in welchen die Wahl zum Provinziallandtage ſtattfindet, zu ber 
richtigen und ſpäteſtens fünf Wochen vor dem Wahltage zwei Wochen lang öffentlich auszulegen. 
Ort und Zeit der Auslegung ſind öffentlich bekanntzumachen; hierbei iſt auf die Einſpruchsfriſt 
hinzuweiſen. Einſprüche ſind bis zum Ablaufe der Auslegungsfriſt bei dem Gemeindevorſtand 
anzubringen; erachtet er einen Einſpruch nicht für begründet, ſo hat er ihn unverzüglich, ſpäteſtens 
innerhalb einer Woche nach Ablauf der Auslegungsfriſt, der für die Gemeinde zuſtändigen Beſchluß⸗ 
behörde vorzulegen, welche darüber binnen zwei Wochen endgültig beſchließt. Hierauf wird die 
Wählerliſte geſchloſſen. : 

: 89 
Einen Wahlſchein erhält auf Antrag: 
I. ein Wahlberechtigter, der in einer Wählerliſte eingetragen iſt, wenn er 

1. ſich am Wahltage während der Wahlzeit aus zwingenden Gründen außerhalb ſeines 
Abſtimmungsbezirkes aufhält, 

2. nach Ablauf der Einſpruchsfriſt ſeinen Wohnſitz in einen anderen Abſtimmungsbezirk 
bertegr, 

II. ein Wahlberechtigter, der nicht in einer Wählerliſte eingetragen iſt, wenn er 

1. nachweiſt, daß er ohne ſein Verſchulden die Einſpruchsfriſt verſäumt hat, 

2. wenn er wegen Ruhens der Wahlberechtigung in der Wählerliſte nicht eingetragen 
oder geſtrichen war, falls der Behinderungsgrund nach Ablauf der Einſpruchsfriſt 
weggefallen iſt. 

Dritter Abſchnitt. 
Wahlverfahren. 


§ 10. 
Die Wahl erfolgt nach den Grundſätzen des Verhältniswahlrechts. 


8 11. : 
() Für die Wahl der Provinziallandtagsabgeordneten wird die Provinz in Wahlbezirke 
eingeteilt. 
(2) Wahlbezirke find die Stadt- und Landkreiſe. x 
(3) Wahlbezirke, auf die nach der Einwohnerzahl nicht mindeſtens ein Abgeordneter entfällt, 
ſind durch Beſchluß des Provinzialausſchuſſes mit einem benachbarten Wahlbezirke zu vereinigen. 


§ 12. 

(1) Für jeden Wahlbezirk werden Wahlvorſchläge aufgeſtellt (Bezirkswahlvorſchläge). 

(2) Bezirkswahlvorſchläge, auch aus verſchiedenen Wahlbezirken, können mit einem gemein⸗ 
ſamen Kennworte verſehen werden. Bezirkswahlvorſchläge mit gemeinſamem Kennworte gelten 
anderen Bezirkswahlvorſchlägen gegenüber als verbunden (Gruppen). ; 

(3) Bezirkswahlvorſchläge müſſen von mindeftens zehn Wahlberechtigten unterſchrieben fein, 


§ 13. 

(1) Vor der Verteilung der Abgeordnetenſitze wird zunächſt die Geſamtzahl der in der Provinz 
abgegebenen gültigen Stimmen durch die gemäß $ 3 feſtgeſtellte Zahl der Provinziallandtags⸗ 
abgeordneten geteilt und auf dieſe Weiſe feſtgeſtellt, auf wieviel gültige Stimmen ein Abgeordnetenſitz 
entfällt (Verteilungszahl). 

(2) Sodann wird feſtgeſtellt, wieviel Abgeordnetenſitze auf die einzelnen Gruppen von Wahl⸗ 
vorſchlägen mit gemeinſamem Kennwort entfallen. Hierbei werden jeder Gruppe jo viele Ab» 
geordnetenſitze zugeteilt, als ſich die Zahl der für die Gruppe abgegebenen gültigen Stimmen 
durch die Verteilungszahl voll teilen läßt. Hiernach noch unverteilte Siße werden nach der 
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Reihenfolge der Höhe der Reſtſtimmen verteilt. Bei gleichen Reſtſtimmen entſcheidet das Los. 
Reſtſtimmen ſind diejenigen Stimmen, die bei der Vollteilung durch die Verteilungszahl übrig⸗ 
oder von vornherein hinter ihr zurückbleiben. N 

(8) Bei der Verteilung find jedoch nur ſolche Gruppen zu berückſichtigen, die entweder an 
abgegebenen gültigen Stimmen in einem Wahlbezirke mindeſtens die Verteilungszahl (Abſ. I) oder 
insgeſamt mindeſtens die doppelte Verteilungszahl erhalten haben. 


N $ 14. i 

(1) Die Abgeordnetenſitze werden nunmehr zunächſt auf die einzelnen Regierungsbezirke der 
Provinz nach der Einwohnerzahl verteilt. 

(2) Innerhalb eines jeden Regierungsbezirkes werden die ihm zugefallenen Abgeordnetenſitze 
zunächſt auf die Gruppen von Wahlvorſchlägen mit gemeinſamem Kennworte, ſoweit ſie nicht gemäß 
$ 13 Abſ. 3 unberückſichtigt bleiben, und ſodann auf die einzelnen Bezirkswahlvorſchläge verteilt. 
Die Verteilung geſchieht auf Grund einer für die Regierungsbezirke feſtzuſtellenden Verteilungszahl, 
die ſich aus der Teilung der Geſamtzahl der im Regierungsbezirk abgegebenen gültigen Stimmen 
durch die Zahl der ihm zugefallenen Sitze ergibt. § 13 Abſ. 2 findet entſprechende Anwendung. 


ö 8 15. 

Erhält eine Gruppe von Wahlvorſchlägen mit gemeinſamem Kennworte bei der Verteilung 
gemäß § 14 Abſ. 2 in allen Regierungsbezirken zuſammen mehr oder weniger Sitze, als ihr 
auf Grund der Verteilung gemäß § 13 Abſ. 2 zukommen, ſo iſt der erforderliche Ausgleich in 
der Weiſe zu bewirken, daß jeder Gruppe, die zu viel Sitze erhalten hat, die Sitze entzogen 
werden, die mit der geringſten Reſtſtimmenzahl (gegebenenfalls Stimmenzahl) erworben ſind. Bei 
gleicher Stimmenzahl entſcheidet das Los. Die entzogenen Sitze ſind den Wahlvorſchlägen der 
Gruppe, die zu wenig Sitze erhalten hat, nach der Höhe der Reſtſtimmen (gegebenenfalls Stimmen) 
in der Weiſe zuzuteilen, daß die Geſamtzahl der Sitze für jeden Regierungsbezirk unverändert bleibt. 


$ 16. 

() Die Wahl ift unmittelbar und geheim. Jeder Wähler hat eine Stimme. Die Bildung 
von Abſtimmungsbezirken regelt die Wahlordnung. Die Stimmzettel werden amtlich hergeſtellt. 
Sie müſſen alle zugelaſſenen Bezirkswahlvorſchläge enthalten. 

(2) Im übrigen iſt das Wahlverfahren durch eine vom Miniſter des Innern zu erlaſſende 
Wahlordnung zu regeln. f 

817 

(1) Die Wahl wird vom Provinzialausſchuſſe geleitet. 

(2) Wahlleitende Behörde innerhalb des Wahlbezirkes iſt in Landkreiſen der Kreisausſchuß, in 
Stadtkreiſen der Gemeindevorſtand. 

§ 18. - 

(1) Jeder Wahlberechtigte iſt verpflichtet zur Übernahme der ehrenamtlichen Tätigkeit eines 
Wahlvorſtehers, Stellvertreters des Wahlvorſtehers, Beiſitzers oder Schriftführers im Wahlvorſtande 
ſowie eines Beiſitzers des Wahlausſchuſſes. i 

(2) Die Berufung zu einem der Wahlehrenämter dürfen ablehnen: 

1. die Mitglieder der Reichsregierung und der Landesregierungen; 

2. die Mitglieder des Reichstags, des Reichsrats, des Reichswirtſchaftsrats, der Volks- 
vertretungen der Länder und des Staatsrats; 

3. die Beamten, die amtlich mit dem Vollzuge der Wahl oder mit der Aufrechterhaltung 
der öffentlichen Ruhe und Sicherheit betraut ſind; 5 

4. Wähler, die als Bewerber auf einem Wahlvorſchlage für eine am gleichen Tage ſtatt⸗ 
findende Wahl zum Reichstage, Landtage, Provinziallandtag oder zu anderen kommunalen 
Vertretungskörpern benannt find; 
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5. Wähler, die das ſechzigſte Lebensjahr vollendet haben; a 
6. Wählerinnen, die glaubhaft machen, daß ihnen die Fürſorge für ihre Familie die 
Ausübung des Amtes in beſonderem Maße erſchwert; 
7. Wähler, die glaubhaft machen, daß ſie aus dringenden beruflichen Gründen oder durch 
Krankheit oder durch Gebrechen verhindert ſind, das Amt ordnungsmäßig zu führen; 
8. Wähler, die ſich am Wahltag aus zwingenden Gründen außerhalb ihres Wohnorts 
aufhalten. 
(3) Wähler, welche die Übernahme eines Wahlehrenamts ohne geſetzlichen Grund ablehnen, 
können von der für die Beſtellung zuſtändigen Behörde in eine Ordnungsſtrafe bis zum Betrage 
von 300 Goldmark genommen werden. 


N $ 19. 

() Von den Koften, die den Kreiſen und Gemeinden aus den Provinziallandtagswahlen 
einſchließlich der Koſten für die amtlichen Stimmzettel entſtehen, werden ihnen zwei Drittel von 
der Provinz erſetzt. : i 

(2) Der Provinzialausſchuß hat hierfür einheitliche Richtlinien aufzuſtellen. 


Vierter Abſchnitt. 
Bekanntmachung und Prüfung des Wahlergebniſſes. 


8 20. 


(1) Das Wahlergebnis iſt von dem Provinzialausſchuſſe feſtzuſtellen und öffentlich bekanntzu⸗ 
machen. 

(2) Gegen die Gültigkeit der Wahl kann jeder Wahlberechtigte binnen zwei Wochen nach der 
Bekanntmachung Einſpruch bei dem Provinzialausſchuß erheben. Be 

(3) Der neue Provinziallandtag hat über die Einſprüche ſowie über die Gültigkeit der Wahl 
von Amts wegen in folgender Weiſe zu beſchließen: 

1. Wird die Wahl eines oder mehrerer Gewählten wegen Mangels der Wählbarkeit für 

ungültig erachtet, ſo iſt nur die Wahl dieſer Perſonen für ungültig zu erklären. 

2. Wird für feſtgeſtellt erachtet, daß bei der Vorbereitung der Wahl oder bei der Wahl⸗ 
handlung Unregelmäßigkeiten vorgekommen find, die auf das Wahlergebnis von Einfluß 
geweſen ſein können, ſo iſt die Wahl in den betroffenen Wahlbezirken für ungültig zu 
erklären. Durch die Ungültigkeitserklärung von Wahlen in einzelnen Wahlbezirken bleibt 
das für die übrigen Wahlbezirke feſtgeſtellte Wahlergebnis unberührt. 

3. Wird für feſtgeſtellt erachtet, daß die Verteilung der Abgeordnetenſitze auf die Gruppen 
von Wahlvorſchlägen mit gemeinſamem Kennworte gemäß § 13 Abſ. 2 oder die Ver⸗ 
teilung der Abgeordnetenſitze auf die Regierungsbezirke oder die Verteilung innerhalb 
der Regierungsbezirke auf die einzelnen Bezirkswahlvorſchläge unrichtig vorgenommen iſt, 
ſo iſt die Verteilung aufzuheben und eine neue Verteilung anzuordnen. 

4. Wird die Feſtſtellung des Wahlergebniſſes in einzelnen Wahlbezirken für unrichtig er⸗ 
achtet, jo iſt die Feſtſtellung aufzuheben und eine neue Feſtſtellung des Wahlergebniſſes 
anzuordnen. 


) Gegen den Beſchluß des Provinziallandtags ſteht dem Provinzialausſchuſſe, dem, der den 
Einſpruch erhoben hat, und dem, deſſen Wahl für ungültig erklärt iſt, binnen zwei Wochen die 
Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte zu. Eine Klage, die infolge Zurückweiſung des Einſpruchs 
erhoben wird, darf mit dem Klageantrage nicht über den Einſpruchsantrag hinausgehen. Die 
Klage hat aufſchiebende Wirkung außer in den Fällen, in denen die Wahl für gültig oder nur 
gemäß Abſ. 3 Nr. 1 für ungültig erklärt worden iſt. Im letzten Falle tritt der Erſatzmann 
gemäß § 22 nicht eher ein, als der Beſchluß unanfechtbar geworden oder im Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren rechtskräftig beſtätigt iſt. = | 
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6) It die Wahl in den einzelnen Wahlbezirken endgültig für ungültig erklärt (Abſ. 3 Nr. 2), 
ſo hat in dieſen Wahlbezirken binnen längſtens drei Monaten eine Neuwahl ſtattzufinden; § 6 
Abſ. 2 und 3 findet Anwendung. Auf Grund des Ergebniſſes der Nachwahl hat der Provinzial⸗ 
ausſchuß ſowohl das Wahlergebnis in den betroffenen Wahlbezirken neu feſtzuſtellen als auch 
erforderlichenfalls die Verteilung der Sitze auf die Gruppen von Wahlvorſchlägen mit gemeinſamem 
Kennworte gemäß § 13 Abſ. 2 und die Verteilung innerhalb des betroffenen Regierungsbezirkes auf 
die einzelnen Bezirkswahlvorſchläge derſelben Gruppe neu vorzunehmen. Sind hiernach einzelnen 
Bezirkswahlvorſchlägen weniger Sitze als bisher zuzuteilen, ſo ſtellt der Provinzialausſchuß feſt, 
welche Provinziallandtagsabgeordnete ausgeſchieden ſind. Er iſt hierbei an die Grundſätze der 
endgültigen Entſcheidung gebunden. 

(6) Auf die Bekanntmachung und die Nachprüfung des berichtigten Wahlergebniſſes finden die 
Vorſchriften der Abſ. 1 bis 5 Anwendung. 

(7) Iſt endgültig die Verteilung gemäß § 13 Abſ. 2, die Verteilung auf die Regierungs- 
bezirke oder die Verteilung innerhalb der Regierungsbezirke auf die einzelnen Bezirkswahlvorſchläge 
aufgehoben und eine Neuverteilung angeordnet, ſo hat der Provinzialausſchuß ſie alsbald vorzu⸗ 
nehmen. Abſ. 6 findet entſprechende Anwendung. 


$ 21. 

Fällt eine Vorausſetzung der Wählbarkeit während der Wahlzeit fort, fo ſcheidet der 
Provinziallandtagsabgeordnete aus dem Provinziallandtage aus. Darüber, ob dieſer Fall vorliegt, 
beſchließt der Provinzialausſchuß. Gegen den Beſchluß ſteht dem Abgeordneten binnen zwei Wochen 
die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte zu. Die Klage hat keine aufſchiebende Wirkung. 
Während der Dauer des Verfahrens tritt der Erſatznann gemäß § 22 vorläufig ein. 


§ 22. 

Wenn ein Provinziallandtagsabgeordneter die Wahl ablehnt oder vor Ablauf der Wahlzeit 
ausſcheidet oder wenn die Wahl eines einzelnen Provinziallandtagsabgeordneten für ungültig 
erklärt wird, ſo tritt an ſeine Stelle der Bewerber, der in demſelben Vorſchlage hinter dem 
Gewählten an erſter Stelle berufen iſt. Die Reihenfolge, in der die Bewerber zu berufen ſind, 
kann durch die Mehrheit der noch wahlberechtigten Unterzeichner des Wahlvorſchlags geändert 
werden. Die Anderung muß dem Provinzialausſchuſſe bis zum Ablauf von zwei Wochen mitgeteilt 
werden, nachdem die Erledigung der Stelle in den amtlichen Blättern des Wahlbezirkes bekannt- 
gemacht worden iſt. Die Feſtſtellung des Erſatzmanns erfolgt durch den Provinzialausſchuß. 
Auf die Bekanntmachung und Nachprüfung der Feſtſtellung finden die Vorſchriften des § 20 ent⸗ 
ſprechende Anwendung. Iſt ein weiterer Bewerber in demſelben Wahlvorſchlage nicht vorhanden, 
ſo bleibt der Abgeordnetenſitz unbeſetzt. 


Fünfter Abſchnitt. 
Vornahme von Wahlen durch den Provinziallandtag und Geſchäſtsordnung. 


8 § 23. 

(1) Wahlen werden, wenn niemand widerſpricht, durch Zuruf, ſonſt durch Abgabe von Stimm- 
zetteln vollzogen. N N i 

(2) Bei der Zettelwahl wird, wenn mehrere gleichartige unbeſoldete Wahlſtellen derſelben 
Verwaltungsſtelle zu beſetzen find, in einem Wahlgange nach den Grundſätzen der Verhältniswahl, 
in allen anderen Fällen für jeden Fall in beſonderem Wahlgange nach Stimmenmehrheit abgeftimmt. 

(6) Im Falle nachträglicher Vermehrung oder Verringerung der Wahlſtellen find ſämtliche 
Wahlſtellen neu zu beſetzen. 

$ 24. 

() Wird nach den Grundſätzen der Verhältniswahl abgeſtimmt, fo find die Wahlſtellen auf 
die Wahlvorſchläge nach der Reihenfolge der Höchſtzahl zu verteilen, die fi) durch Vollrechnung, 
Halbteilung, Drittelung, Viertelung uſw. der auf die Wahlvorſchläge entfallenden Stimmzahlen 
ergeben. Über die Zuteilung der letzten Wahlſtellen entſcheidet bei gleichen Höchſtzahlen das Los. 


N 


(2) Sind Stellvertreter zu wählen, ſo iſt erſter Stellvertreter des an erſter (zweiter, dritter 
uſw.) Stelle gewählten Mitglieds der dem gewählten Mitglied an erſter (zweiter, dritter uſw.) 
Stelle auf demſelben Wahlvorſchlage, zweiter uſw. Stellvertreter der dem nächſten an entſprechender 
Stelle folgende Bewerber. 

E) Scheidet der Gewählte vor Ablauf der Wahlzeit aus oder lehnt er die Wahl ab, fo tritt, 
ſoweit nicht geſetzlich anderes beſtimmt iſt, an ſeine Stelle ſein Stellvertreter und an deſſen 
Stelle — oder wenn kein Stellvertreter gewählt iſt, an die Stelle des Ausſcheidenden — ein 
Erſatzmann, welcher durch die Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorſchlags oder, ſoweit fie! 
nicht mehr Mitglieder des Provinziallandtags find, ihrer Erſatzmänner beſtimmt wird. Iſt die 
Wahl durch Zuruf vollzogen ($ 23 Abſ. 1), fo iſt der Erſatznann gemäß § 23 Abſ. 2 zu wählen. 

() Der Stellvertreter iſt auch in Fällen nur vorübergehender Behinderung des Gewählten 
zu ſeiner Vertretung berechtigt. 

$ 25. 

() Wird nach Stimmenmehrheit abgeſtimmt, fo ift derjenige gewählt, für den mehr als die 
Hälfte der gültigen Stimmen abgegeben iſt. 

(2) Wird dieſes Ergebnis im erſten Wahlgange nicht erreicht, fo findet zwiſchen den beiden 
Perſonen, welche die meiſten Stimmen erhalten haben, eine engere Wahl ſtatt. 


66) Bei Stimmengleichheit entſcheidet das vom Vorſitzenden zu ziehende Los, wer in die 
engere Wahl zu bringen oder im letzten Wahlgange gewählt iſt. 


9 26. 


Bei Wahlen und Abſtimmungen zählen Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen mit zur 
Feſtſtellung der Beſchlußfähigkeit, nicht aber zur Berechnung der Mehrheit. 


8 27. 
Im übrigen wird das Wahlverfahren durch die Geſchäftsordnung geregelt. 


§ 28. 

Gegen die Gültigkeit einer vom Provinziallandtage vorgenommenen Wahl kann, ſoweit nicht 
geſetzlich die Anfechtung einer ſolchen Wahl anderweitig geregelt ift, jeder Provinziallandtags⸗ 
abgeordnete binnen zwei Wochen nach Feſtſtellung des Wahlergebniſſes bei dem Provinzialausſchuß 
Einſpruch einlegen. Über den Einſpruch entſcheidet die Beſchlußbehörde, durch deren Entſcheidung 
die Gültigkeit oder Ungültigkeit der Wahl endgültig feſtgeſtellt wird. Bedarf die Wahl einer 
Beſtätigung, ſo wird dieſe erſt nach Ablauf der Einſpruchsfriſt nach der Gültigkeitserklärung 
rechtswirkſam. 


§ 29. 
Eine vom Provinziallandtage vorgenommene Wahl verliert vor Ablauf der feſtgeſetzten 


Wahlzeit ihre Wirkſamkeit durch Wegfall einer Vorausſetzung der Wählbarkeit oder durch nach- 
träglichen Eintritt eines Ausſchließungsgrundes. 


$ 30. 

0) Das Ausſcheiden einer vom Provinziallandtage gewählten Perſon aus ihrem Amte wird, 
ſoweit nicht geſetzlich eine andere Stelle zuſtändig iſt, von dem Provinzialausſchuſſe feſtgeſtellt. 
In dem Beſchluß iſt gleichzeitig feſtzuſtellen, wer als Stellvertreter (Erſatzmann) nachrückt. 

(2) Gegen den Beſchluß ſteht demjenigen deſſen Ausſcheiden feſtgeſtellt iſt, binnen zwei 
Wochen die Klage beim Oberverwaltungsgerichte zu. ar 5 5 

(2) Die Klage hat keine aufſchiebende Wirkung; während der Dauer des Verfahrens tritt 
der Stellvertreter Erſatzmann) vorläufig ein. 
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. $ 31. 

Die vom Provinziallandtage vorzunehmenden Wahlen erfolgen, ſoweit nicht geſetzlich etwas 
anderes beſtimmt iſt oder es ſich um einmalige Aufträge handelt, auf die Dauer der Wahlzeit 
des wählenden Provinziallandtags. Neuwahlen find alsbald nach Zuſammentritt des neuge⸗ 
wählten Provinziallandtags vorzunehmen. Bis zum Eintritte der Nachfolger üben die bisher ge⸗ 
wählten Perſonen ihre Tätigkeit weiter aus. 


§ 32. 

(1) Die Geſchäftsführung wird durch eine vom Provinziallandtage zu erlaſſende Geſchäfts⸗ 
ordnung geregelt. 

(e) In der Geſchäftsordnung kann beſtimmt werden, daß ein Provinziallandtagsabgeordneter 
bei grober Ungebühr oder wiederholten Verſtößen gegen die Ordnung mit Ausſchluß aus der Ver⸗ 
ſammlung für einzelne oder mehrere Sitzungstage oder für die Dauer der jeweiligen Tagung durch 
Beſchluß des Provinziallandtags beſtraft wird ſowie daß der Ausschluß die völlige oder teilweiſe 
Entziehung der Erſatzgelder (§ 5) und ſonſtigen Vergünſtigungen zur Folge haben kann. 

(3) Hält der Vorſitzende einen unmittelbaren Ausſchluß des Provinziallandtagsabgeordneten 
für erforderlich, ſo kann er deſſen Ausſchluß vorläufig verhängen und zur Durchführung bringen. 
Die Maßnahme bedarf nach ihrer Durchführung der Beſtätigung durch den Provinziallandtag und 
iſt auf ſein Verlangen von dem Vorſitzenden aufzuheben. 


Zweiter Teil. 
Kreistage. 
Erſter Abſchnitt. 
Kreistagsabgeordnete. 
$ 33. 


Auf die Kreistagsabgeordneten finden vorbehaltlich der 88 34 und 35 die Vorſchriften des 
erſten Abſchnitts des erſten Teiles entſprechende Anwendung. 


§ 34. 

Die Zahl der Kreistagsabgeordneten beträgt in Kreiſen mit 30 000 oder weniger Einwohnern 
20. Sie erhöht ſich in Kreiſen mit mehr als 30 000 bis zu 50 000 Einwohnern für jede an- 
gefangenen 5 000 und in Kreiſen mit mehr als 50 000 Einwohnern für jede angefangenen weiteren 
10 000 Einwohner um je einen Kreistagsabgeordneten. 


935 
Der Wahltag wird bei allgemeinen J vom Staatsminiſterium, ſonſt vom Kreis⸗ 
ausſchuſſe beſtimmt. 
Zweiter Abſchnitt. 
Wahlberechtigung und Wählbarkeit. 
$ 36. 
Die Vorſchriften des zweiten Abſchnitts des erſten Teiles finden entſprechende Anwendung. 


Dritter Abſchnitt. 
Wahlverfahren. 
$ 37. 
(1) Jeder Kreis bildet einen Wahlbezirk, der ſich in Abſtimmungsbezirke gliedert. 
(e) Die Wahlvorſchläge werden für den Kreis aufgeſtellt (Kreiswahlvorſchläge). Eine Ver⸗ 
bindung von Kreiswahlvorſchlägen iſt unzuläſſig. N 
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8 38. 


Zur Ermittlung des Wahlergebniſſes iſt zunächſt die Geſamtzahl der im Kreiſe abgegebenen 
gültigen Stimmen durch die Geſamtzahl der Kreistagsmitglieder ($ 34) zu teilen und auf dieſe 
Weiſe die Verteilungszahl feſtzuſtellen. Jedem Wahlvorſchlage werden ſo viel Sitze zugeteilt, als 
ſich die Zahl der für ihn abgegebenen Stimmen durch die Verteilungszahl voll teilen läßt. Die 
übrigen Sitze werden denjenigen Wahlvorſchlägen zugeteilt, welche die höchſte Zahl von Reſt⸗ 
ſtimmen aufweiſen. a 

§ 39. 


Die Wahl wird vom Kreisausſchuſſe geleitet. 


i $ 40. 
Im übrigen finden die Vorſchriften des dritten Abſchnitts des erſten Teiles mit den aus den 
Vorſchriften dieſes Abſchnitts ſich ergebenden Anderungen entſprechende Anwendung. 


Vierter Abſchnitt. 
Vekanntmachung und Prüfung des Wahlergebniſſes. 


9 41. 


Die Vorſchriften des vierten Abſchnitts des erſten Teiles finden mit der Maßgabe entſprechende 
Anwendung, daß an die Stelle des Provinziallandtags der Kreistag, an die Stelle des Provinzial ⸗ 
ausſchuſſes der Kreisausſchuß, an die Stelle des Oberverwaltungsgerichts der Bezirksausſchuß tritt. 


Fünfter Abſchnitt. 
Vornahme von Wahlen durch den Kreistag und Geſchäftsordnung. 


8 42. 


Die Vorſchriften des fünften Abſchnitts des erſten Teiles finden mit der Maßgabe entſprechende 
Anwendung, daß an die Stelle des Provinziallandtags der Kreistag, an die Stelle des Provinzial⸗ 
ausſchuſſes der Kreisausſchuß, an die Stelle des Landeshauptmanns (Landesdirektors) der Landrat, 
an die Stelle des Oberverwaltungsgerichts der Bezirksausſchuß tritt. ; 


Schlußvorſchriſten. 


9 43. 

Beſchlußbehörde iſt für die Provinzen und die Bezirksverbände Caſſel und Wiesbaden der 
Provinzialrat, für den Landeskommunalverband der Hohenzollernſchen Lande und für die Kreiſe 
der Bezirksausſchuß. 

§ 44. 

() Dem Provinziallandtage der Provinz Schleswig-Holſtein treten bis zur Vereinigung des 
Landeskommunalverbandes Kreis Herzogtum Lauenburg mit dem Provinzialverbande der Provinz 
Schleswig⸗Holſtein für die im § la der Provinzialordnung vom 27. Mai 1888 genannten Zwecke 
drei von dem Kreiſe Herzogtum Lauenburg zu wählende Abgeordnete hinzu. 


(2) Auf die Wahl dieſer Abgeordneten finden die Vorſchriften des dritten Abſchnitts des 
zweiten Teiles entſprechende Anwendung. 


9 45. 
c Auf Grund dieſes Geſetzes find ſämtliche Provinziallandtage und Kreistage mit Ausnahme 
derjenigen der vom Miniſter des Innern zu beſtimmenden Grenzkreiſe in Oberſchleſien neu zu wählen. 


(2) Die erſtmaligen Wahlen auf Grund dieſes Geſetzes finden am 29. November 1925 ftatt. 
Geſehſammlung 1925. Gr. 13009 —13013.) a 4¹ 


(3) Soweit die Wahlzeit der Provinzial (Kommunal) Landtage oder Kreistage vor dieſem 
Zeitpunkt endigt, bleiben die Abgeordneten bis zur Bekanntmachung des Ergebniſſes der Neuwahl 
in Tätigkeit. 

(% Die Wahlzeit der bisherigen Mitglieder der Provinzial- (Landes) und Kreisausſchüſſe 
endigt mit den Neuwahlen. Die Ausſchußmitglieder bleiben bis zur Einführung ihrer Nachfolger 
im Amte. 5 

$ 46. 

(1) Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 

(2) Zu demſelben Zeitpunkte treten die entgegenſtehenden geſetzlichen Vorſchriften, insbeſondere 
die der Provinzialordnungen und der Hohenzollernſchen Amts- und Landesordnung, ſowie das Geſetz, 
betreffend die Wahlen zu den Provinziallandtagen und zu den Kreistagen, vom 3 Dezember 1920 
außer Kraft. 

(3) Soweit in Geſetzen oder Verordnungen auf Vorſchriften hingewieſen iſt, die durch dieſes 
Geſetz außer Kraft geſetzt werden, treten an ihre Stelle die entſprechenden Vorſchriften dieſes Geſetzes. 


9.47. | 
Der Minifter des Innern erläßt die zur Ausführung dieſes Geſetzes nötigen Beſtimmungen. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 7. Oktober 1925. 
(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. Severing. 


Gr. 13010.) Geſetz zur Vereinfachung der Verwaltung der Hohenzollernſchen Lande. Vom 7. Oktober 1925. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Artikel J. 
(1) Der Oberamtsbezirk Haigerloch und die zum Oberamtsbezirke Gammertingen gehörigen 
Gemeinden Salmendingen, Melchingen und Ringingen werden mit dem Oberamtsbezirke Hechingen vereinigt. 
(2) Im übrigen wird der Oberamtsbezirk Gammertingen mit dem Oberamtsbezirke Sigmaringen 
vereinigt. 
Artikel II. 
Im 8 41 der Hohenzollernſchen Amts- und Landesordnung wird die Zahl „vier“ durch 
„ ſechs“ erſetzt. 
: Artikel III. 


(1) Der Oberamtsbezirk, Amtsverband, die Amtsverſammlung, der Amtsausſchuß uſw. und 
der Oberamtmann in den Hohenzollernſchen Landen führen hinfort die Bezeichnung „Kreis“, „Kreis- 
tag“, „Kreisausſchuß“ uſw. und „Landrat“. 

(2) Im $ 5 des Landesverwaltungsgeſetzes fallen die Worte „an die Stelle des Kreiſes der 
Oberamtsbezirk, an die Stelle des Landrats der Oberamtmann, an die Stelle des Kreisausſchuſſes 
der Amtsausſchuß“ fort. 3 % 

(3) Der Eingang des § 1 der Hohenzollernſchen Amts- und Landesordnung lautet hinfort: 
„Jeder der Kreiſe Sigmaringen und Hechingen bildet .. 5 


Artikel VVL. 
() Dieſes Geſetz tritt gleichzeitig mit dem Wahlgeſetze für die Provinziallandtage und Kreis- 
tage in Kraft. Es | 8 
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() Bis zu den auf Grund des genannten Geſetzes erfolgenden Neuwahlen der Kreisausſchüſſe 
treten in den Kreisausſchuß von Sigmaringen die bisherigen Mitglieder des Amtsausſchuſſes von 
Gammertingen, in den Kreisausſchuß von Hechingen die bisherigen Mitglieder des Amtsausſchuſſes 
von Haigerloch mit vollem Stimmrechte ein. Das Amt ſämtlicher Kreisausſchußmitglieder erliſcht 
mit der Einführung der neugewählten. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs— 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 7. Oktober 1925. 
Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. Severing. 


Gr. 13011.) Verordnung über Verſorgungsbezüge der Schutzpolizei. Vom 26. September 1925. 


Auf Grund des § 69a des Schutzpolizeibeamtengeſetzes vom 16. Auguſt 1922 (Geſetzſamml. S. 251) in der 
Faſſung des Geſetzes vom 30. Mai 1925 (Geſetzſamml. S. 57) wird folgendes verordnet: 


155 

An Stelle der im 2. Satze des § 59 Abf. 1 des Schutzpolizeibeamtengeſetzes feſtgeſetzten einmaligen ÜUber⸗ 
gangsbeihilfe werden mit Wirkung vom 1. September 1924 als einmalige Ubergangsbeihilfe bei einer Dienſt⸗ 
zeit von mindeſtens vier und weniger als acht Jahren fünfhundert Reichsmark, von mindeſtens acht und weniger 
als zwölf Jahren eintauſend Reichsmark, von mindeſtens zwölf Jahren eintauſendfünfhundert Reichsmark gezahlt. 

TE ; 

Für die nach dem 18. Auguft 1925 zur Entlaſſung kommenden ruhegehaltsberechtigten Schutzpolizei⸗ 
beamten geſchieht die Berechnung des Ruhegehaltsbetrages nach Maßgabe der folgenden an die Stelle des 
§ 41 des Schutzpolizeibeamtengeſetzes tretenden Beſtimmungen: 

(1) Das Ruhegehalt beträgt für ruhegehaltsberechtigte Schutzpolizeibeamte nach vollendeter zehnjähriger 
Geſamtdienſtzeit (SS 61 und 62) 88/100 und ſteigt mit jedem weiteren Dienſtjahre bis zum vollendeten fünf- 
undzwanzigſten Dienſtjahr um 100 und von da ab bis zum vollendeten dreißigſten Dienſtjahr um / bis 
auf oo des zuletzt zuſtehenden ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommens (§ 42), jedoch mit der Einſchränkung, 
daß in Dienſtgraden und Dienſtſtellen mit Einzelgehältern das Ruhegehalt auch vom fünfundzwanzigſten bis 
zum dreißigſten Dienſtjahre mit jedem weiteren Dienſtjahre nur um 100 und von da ab bis zum vollendeten 
fünfunddreißigſten Dienſtjahre nur um 00 bis auf 81 des zuletzt zuſtehenden ruhegehaltsfähigen Dienſtein⸗ 
kommens ſteigt. 

(2) Die Abrundung der zu zahlenden Gebührniſſe richtet ſich nach den entſprechenden Vorſchriften, die 
für die in den Ruheſtand verſetzten ſonſtigen Staatsbeamten gültig ſind. i 


Berlin, den 26. September 1925. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
- Braun. Severing. Höpker Aſchoff. 


Nr. 13012.) Verordnung, betreffend die Wiederherſtellung abhanden gekommener Grundbuchblätter des 
Amtsgerichts in Wehlau. Von 29. September 1925. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium verordnet auf Grund des § 92 der Grundbuchordnung: 
f 81. 
Die bei dem Amtsgericht in Wehlau abhanden gekommenen Grundbuchblätter Nr. 1042 
bis 1059 des Grundbuchs von Wehlau Band XXXII find nach Maßgabe des Inhalts der dieſe 


Grundſtücke betreffenden Grundakten und der bei dieſen gehaltenen Tabellen wiederherzuſtellen. 
Die Wiederherſtellung erfolgt gebühren und ſtempelfrei. 
8 2. 
Für die zu einer Rechtsänderung erforderlichen Eintragungen gelten bis zur Wiederherſtellun 
des Grundbuchs die nachſtehenden Vorfchriften: ee a 


a) An die Stelle der zu einer Rechtsänderung erforderlichen Eintragung tritt die Abgabe des 
Eintragungsantrags und der Eintragungsbewilligung ſowie der ſonſtigen zu der Eintragung 
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erforderlichen Erklärungen zu Protokoll des Grundbuchamts oder ihre Einreichung bei dem 
Grundbuchamte. f 
Die Rechtsänderung iſt bei der Wiederherſtellung des Grundbuchs einzutragen, wenn 
derjenige, deſſen Recht von der Rechtsänderung betroffen wird, dieſe Eintragung gemäß 
Abf. 1 bewilligt hat und bei der Wiederherſtellung als der Berechtigte eingetragen wird. 
Iſt die Rechtsänderung nicht einzutragen, ſo gilt die Abgabe oder Einreichung der im 
Abſ. 1 bezeichneten Erklärungen als Anmeldung des Rechtes. 
b) Das Grundbuchamt hat ein Verzeichnis der nach Buchſtabe a Abſ. 1 vorgenommenen 
Rechtsänderungen zu führen. Die Einſicht in das Verzeichnis iſt jedem zu geſtatten, der 
ein berechtigtes Intereſſe darlegt. i 


Die Durchführung dieſer Verordnung erfolgt durch den Juſtizminiſter. 
Berlin, den 29. September 1925. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
5 Braun. am Zehnhoff. 


(Pr. 13013.) Bekanntmachung über Außerkraftſetzung der Verordnung vom 20. September 1925 Geſetz⸗ 
ſamml. S. 115). Vom 7. Oktober 1925. 


Die Verordnung zur Durchführung der Provinziallandtagswahlen vom 20. September 1925 (Geſetzſamml. 
S. 115) wird hiermit außer Kraft geſetzt, nachdem das Geſetz über die Provinziallandtags⸗ und Kreiskags⸗ 
wahlen vom 3. Dezember 1920, zu deſſen Abänderung die Verordnung erlaſſen war, durch das am 
29. September 1925 perabſchiedete Wahlgeſetz für die Provinziallandtage und Kreistage außer Kraft geſetzt 
iſt und mit Rückſicht hierauf der Landtag der Verordnung die Genehmigung verſagt hat. 


Berlin, den 7. Oktober 1925. 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. Severing. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 
1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 20. Mai 1925 über die Verleihung des Ent 
eignungsrechts an das Überlandwerk Syke für den Ausbau von Hochſpannungsleitungen in den 
Kreiſen Achim und Syke durch die Amtsblätter 
der Regierung in Hannover Nr. 23 S. 121, ausgegeben am 6. Juni 1925, und 
der Regierung in Stade Nr. 24 S. 113, ausgegeben am 13. Juni 1925; 
2, der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 10. Juni 1925 über die Genehmigung von 
Anderungen der Satzung der Schleswig⸗Holſteiniſchen Landſchaft durch das Amtsblatt der Regierung 
in Schleswig Nr. 37 S. 311, ausgegeben am 12. September 1925, 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 12. Auguſt 1925 über die der Stadt Köln 
erteilte Genehmigung zur Vereinigung der durch Genehmigungsurkunde vom 28. Mai 1913 zuge⸗ 
laſſenen Nebeneiſenbahn von Köln⸗Ehrenfeld über Frechen nach Benzelrath mit einer Abzweigung von 
Braunsfeld nach Köln⸗Jägerſtraße (jetzt Köln⸗Melaten) und der durch Genehmigungsurkunde vom 
27. März 1923 zugelaffenen Nebeneſſenbahn (Gürtelbahn) um das liuksrheiniſche Köln mit Hafen- 
bahnanlagen zu einem Unternehmen unter dem Namen „Nebeneiſenbahn Köln-Frechen-Benzelrath“ 
und über das der Stadt Köln für dieſes Unternehmen verliehene Enteignungsrecht durch das Amts- 
blatt der Regierung in Köln Nr. 37 S. 161, ausgegeben am 12. September 1925; 

4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 20. Auguſt 1925 über die Verleihung des Ent⸗ 
eignungsrechts an die Gemeinde Oberbruch, Kreis Heinsberg, für den Ausbau eines Weges von 
Oberbruch⸗Grebben nach Heinsberg durch das Amtsblatt der Regierung in Aachen Nr. 37 S. 120, 
ausgegeben am 12. September 1925; 

5. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 21. Auguſt 1925 über die Verleihung des Ent⸗ 
eignungsrechts an die Stadt Bottrop für die Erweiterung des Friedhofs Eigen durch das Amtsblatt 
der Regierung in Münſter Nr. 38 S. 227, ausgegeben am 19. September 1925. 
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